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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

19.12.1997 

Geschäftszahl 

95/19/1475 

Rechtssatz 

Für die Überprüfung eines beim VwGH angefochtenen, auf § 6 Abs 2 AufenthaltsG 1992 gestützten Bescheides 
auf seine Rechtmäßigkeit ist das AufenthaltsG 1992 in der zum Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen 
Bescheides geltenden Fassung maßgeblich. Dies gilt auch in solchen Fällen, in denen die Anträge auf Erteilung 
von Aufenthaltsbewilligungen bereits VOR dem Inkrafttreten der Nov zum AufenthaltsG 1992, BGBl 351/1995, 
gestellt wurden (mit ausführlicher Begründung; siehe jedoch E VfGH 13.6.1997, B 676/96, der die Anwendung 
der Rechtslage zur Zeit der Antragseinbringung zu Grunde legt weil § 6 Abs 2 AufenthaltsG 1992 idnovF die 
Möglichkeit der Antragstellung vom Inland aus gegenüber der früheren Rechtslage zumindest teilweise 
einschränke, sodaß die Anwendung der neuen Rechtslage "sachfremd" und daher unter dem Aspekt des 
Verfassungsgebotes der Gleichbehandlung von Fremden untereinander verfassungswidrig wäre). 

Beachte 

siehe jedoch VfGH E 1997/06/13 B 676/96 


